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Zusammenfassung 
 
Die Bundesregierung hat im Dezember 2009 
Eckpunkte zur Verbesserung der Feststel-
lung und Anerkennung von im Ausland er-
worbenen beruflichen Qualifikationen und 
Berufsabschlüssen beschlossen. Die Eck-
punkte sehen einen Anspruch auf ein Ver-
fahren vor, in dem geprüft wird, ob und in 
welchem Maße im Ausland erworbene Qua-
lifikationen deutschen Ausbildungen ent-
sprechen. Dieser Anspruch soll sowohl bei 
reglementierten als auch bei nicht reglemen-
tierten Berufen bestehen. Ausdrückliches 
Ziel ist es, die Chancen auf dem Arbeits-
markt für alle Personen mit im Ausland er-
worbenen beruflichen Qualifikationen und 
Berufsabschlüssen zu verbessern, die sich 
rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland 
aufhalten.  
 
Das Anliegen der Bundesregierung, durch 
eine verbesserte Anerkennung von auslän-
dischen Qualifikationen die Integration von 
Migranten/innen zu fördern, ist zu begrüßen. 
Es müssen Wege gefunden werden, Qualifi-
kationen für den Arbeitsmarkt verwertbar zu 
machen. Dies setzt insbesondere voraus, 
dass für den Arbeitgeber verständlich ge-
macht wird, welche Kompetenzen im Rah-
men einer Qualifikation erworben wurden.  
 
 
Ergänzend zu Äquivalenzverfahren indi-
viduelle Kompetenzfeststellungen ermög-
lichen 
 
Ein Anerkennungsverfahren muss ergän-
zend zu dem üblichen Äquivalenzvergleich 
die Möglichkeit bieten, Kompetenzen auch 
unabhängig von einer formalen Gleichwer-
tigkeitsprüfung zu dokumentieren – ggf. 
auch als Grundlage für spätere Nachqualifi-
zierungsmaßnahmen. Es ist sinnvoll, ein 
formales Anerkennungsverfahren an dem 
deutschen Qualifikationssystem auszurich-
ten. Dies führt in der Regel zu einem Äqui-
valenzvergleich der ausländischen Qualifika-
tion mit der entsprechenden deutschen Qua-
lifikation. Dies ist aber nur Erfolg verspre-
chend, wenn eine gewisse inhaltliche Über-
einstimmung der Qualifikationen besteht und 
dies durch das Verfahren dokumentiert wer-

den kann. Falls keine ausreichende Über-
einstimmung vorliegt, führt ein Äquivalenz-
verfahren dazu, dass überwiegend Defizite 
im Vergleich zu der deutschen Qualifikation 
festgestellt werden. Eine formale Anerken-
nung der Gleichwertigkeit ist dann nur mög-
lich, wenn entsprechende Nachqualifizie-
rungsmaßnahmen erfolgen. In diesem Fall 
erscheint es zielführender, ergänzend zu 
dem Äquivalenzverfahren die vorhandenen 
Kompetenzen festzustellen und zu doku-
mentieren – unabhängig von einer formalen 
Anerkennung der Gleichwertigkeit. Dies soll-
te im Rahmen eines individuellen Kompe-
tenzfeststellungsverfahren geschehen. Ent-
sprechende Verfahren bieten auch den Vor-
teil, dass Kompetenzen dokumentiert wer-
den können, die im Rahmen der vergleich-
baren deutschen Qualifikation nicht erwor-
ben werden, für den Arbeitgeber aber rele-
vant sein können.  
 
 
Einheitliche Bewertungskriterien gewähr-
leisten 
 
Für ein zukünftiges Anerkennungsverfahren 
müssen einheitliche Kriterien für die Bewer-
tung und Entscheidung gelten. Entschei-
dungen bzw. Gutachten müssen bundesweit 
gelten.  
 
 
Auf bestehenden Zuständigkeiten auf-
bauen 
 
Es besteht grundsätzlich kein Erfordernis, 
die derzeitigen Zuständigkeiten zu ändern. 
Die entsprechenden zuständigen Stellen 
verfügen über die erforderliche Expertise, 
die eine übergeordnete Stelle im Zweifel 
nicht gewährleisten kann. Verbessert wer-
den muss aber die Information über die je-
weils zuständigen Stellen. Es muss transpa-
rent gemacht werden, welche Stelle für wel-
che Art von Qualifikation zuständig ist. 
 
 
Individuell über Ergänzungs- und Anpas-
sungsqualifizierungen entscheiden 
 
Das von der Bundesregierung in den Eck-
punkten angesprochene Ziel, jeder Person 
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mit ausländischer Qualifizierung nachträg-
lich das Erreichen eines deutschen Berufs-
abschlusses bzw. einer vergleichbaren Qua-
lifikation zu ermöglichen, erscheint zu ambi-
tioniert und für eine bessere Integration nicht 
in jedem Fall erforderlich. Ergänzungs- und 
Anpassungsqualifizierungen können im Ein-
zelfall sinnvoll sein, um Qualifikationsdefizite 
auszugleichen. Ob durch entsprechende 
Qualifikationsmaßnahmen generell die 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessert 
werden, ist jedoch zweifelhaft. Entscheidend 
ist immer der individuelle Bedarf. Auch bei 
einer Qualifikation, die nur teilweise der 
deutschen Qualifikation entspricht, kann ei-
ne Verwertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt 
möglich sein, wenn die vorhandenen Kom-
petenzen aussagekräftig dokumentiert wer-
den.  
 
 
Kosten minimieren 
 
Bei der Umsetzung eines einheitlichen An-
erkennungsverfahren müssen neue Büro-
kratien und Strukturen vermieden werden. 
Vielmehr muss auf den bestehenden Ver-
fahren aufgebaut werden, um die zusätzli-
chen Kosten möglichst gering zu halten. 
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Im Einzelnen 
 
I Ausgangslage 
 
Die Sicherung des zukünftigen Fachkräfte-
bedarfs ist gegenwärtig eine der zentralen 
Herausforderungen für die deutsche Wirt-
schaft. Der demografische Wandel führt be-
reits heute zu Fachkräftelücken und –
engpässen, insbesondere im Bereich der 
MINT-Berufe (Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaft, Technik) sowie der pflege-
rischen und medizinischen Versorgung. Die-
se Situation wird sich in Zukunft noch ver-
schärfen. Die deutsche Wirtschaft ist daher 
darauf angewiesen, alle vorhandenen Po-
tenziale zu nutzen bzw. alle ungenutzten 
Potenziale zu erschließen.  
 
Zu diesen ungenutzten Potenzialen zählen 
Personen mit ausländischen Qualifikationen, 
die gar nicht oder nicht ihrer Qualifikation 
entsprechend beschäftigt sind. In der Mehr-
zahl der Fälle handelt es sich um Zuwande-
rer der ersten Generation, deren berufliche 
Qualifizierung noch im Herkunftsland erfolg-
te. Die mangelnde Nutzung dieser Potenzia-
le bedeutet nicht nur aus volkswirtschaftli-
cher Sicht einen enormen Verlust, sondern 
behindert gleichzeitig die Integration der 
Zuwanderer in den Arbeitsmarkt und in die 
Gesellschaft - zum Nachteil der Wirtschaft, 
der Gesellschaft wie auch der Individuen. In 
Deutschland bestehen nur für bestimmte 
Personengruppen (Spätaussiedler/-innen 
gemäß dem Bundesvertriebenengesetz 
(BVFG), EU-Angehörige in reglementierten 
Berufen gemäß der Richtlinie 2005/36/EG) 
gesetzliche Ansprüche auf eine formale An-
erkennung ihrer Qualifikation. Dies beruht 
vor allem darauf, dass mit Ausnahme der 
reglementierten Berufe – bei denen eine be-
stimmte Qualifikation Voraussetzung für die 
Berufsausübung ist – eine Beschäftigung 
formal nicht an eine bestimmte Qualifikation 
geknüpft ist. Es steht im Ermessen des Ar-
beitgebers, ob er eine Qualifikation faktisch 
„anerkennt“, indem er ein Beschäftigungs-
verhältnis eingeht. Voraussetzung hierfür ist, 
dass er die Qualifikation kennt oder zumin-
dest eine Vorstellung davon hat, welche 
Kompetenzen im Rahmen der Qualifikation 
erworben wurden. Bei ausländischen Quali-

fikationen gestaltet sich dies häufig schwie-
rig. Ohne eine zusätzliche Bewertung von 
einer zuständigen Stelle ist es Arbeitgebern 
häufig nicht möglich, eine ausländische 
Qualifikation einschätzen zu können. Das 
einfachste Kriterium für eine Bewertung ist 
dabei der direkte Vergleich mit der entspre-
chenden deutschen Qualifikation. Die bis-
lang üblichen formalen Anerkennungsver-
fahren sehen daher in der Regel Äquiva-
lenzgutachten vor.  
 
Die Zuständigkeit für entsprechende Verfah-
ren ist sehr unübersichtlich. Für die Aner-
kennung ausländischer Qualifikationen sind 
eine Vielzahl unterschiedlicher Stellen in 
den Ländern zuständig. Die zentrale Stelle 
für die Bewertung ausländischer Qualifikati-
onen in Deutschland ist die von der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) eingerichtete Zent-
ralstelle für ausländisches Bildungswesen 
(ZAB), die sowohl schulische und berufliche 
als auch Hochschulqualifikationen begutach-
tet. Entsprechend der Lissabon-Konvention 
(„Übereinkommens über die Anerkennung 
von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region“ vom 11.04.1997) 
stellt die ZAB für Inhaber eines ausländi-
schen Hochschulabschlusses auf Antrag ei-
ne individuelle Zeugnisbewertung aus. An-
erkennungen gelten nicht grundsätzlich 
bundesweit, sondern sind teilweise regional 
beschränkt. Für berufliche Qualifikationen 
sind in der Regel die jeweiligen Kammern 
zuständig. 
 
Abgesehen von formalen Gutachten, die auf 
der Grundlage eines gesetzlichen An-
spruchs von den jeweils zuständigen Stellen 
verfasst werden, gibt es bereits heute die 
Möglichkeit informeller Begutachtungsver-
fahren der zuständigen Stellen. Jede Person 
kann sich an die jeweils zuständige Stelle 
wenden und um ein Gutachten bitten. Ob 
eine Begutachtung erfolgt, liegt im Ermes-
sen der zuständigen Stellen, ein Anspruch 
besteht nicht. 
 
 
II Eckpunkte der Bundesregierung 
 
Die Bundesregierung hat im Dezember 2009 
Eckpunkte zur Verbesserung der Feststel-
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lung und Anerkennung von im Ausland er-
worbenen beruflichen Qualifikationen und 
Berufsabschlüssen beschlossen. Die Eck-
punkte sehen einen Anspruch auf ein Ver-
fahren vor, in dem geprüft wird, ob und in 
welchem Maße im Ausland erworbene Qua-
lifikationen deutschen Ausbildungen ent-
sprechen. Dieser Anspruch soll sowohl bei 
reglementierten als auch bei nicht reglemen-
tierten Berufen bestehen. Ausdrückliches 
Ziel ist es, die Chancen auf dem Arbeits-
markt für alle Personen mit im Ausland er-
worbenen beruflichen Qualifikationen und 
Berufsabschlüssen zu verbessern, die sich 
rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland 
aufhalten. Bei festgestellter Gleichwertigkeit 
soll dies von der zuständigen Stelle bestätigt 
werden (Anerkennung). Wenn die nachge-
wiesenen Qualifikationen den inländischen 
Anforderungen des jeweiligen Ausbildungs-
gangs nicht entsprechen, sollen die vorhan-
denen beruflichen Kompetenzen bescheinigt 
werden (Teilanerkennung). Festgestellt und 
dokumentiert werden sollen auch die we-
sentlichen Fehlstellen und der eventuelle 
Anpassungsqualifizierungsbedarf im Ver-
hältnis zu vergleichbaren deutschen Ausbil-
dungen. Ziel ist ein umfassendes individuel-
les Verfahren zur Feststellung beruflicher 
Qualifikationen, in dem neben formalen Ab-
schlüssen auch die einschlägige Berufser-
fahrung berücksichtigt wird, und das Wege 
zur Erlangung einer förmlichen Feststellung 
der Gleichwertigkeit von Qualifikationen 
aufweist. Die bisherige Unübersichtlichkeit 
der Verfahren und zuständigen Stellen, das 
Fehlen einheitlicher Kriterien für die Bewer-
tungs- und Entscheidungsverfahren sowie 
eine fehlende bundesweite Verbindlichkeit 
der Entscheidungen und Gutachten sollen 
durch das neue Verfahren beendet werden. 
 
 
III Stellungnahme 
 
 
Kompetenzen sichtbar machen 
 
Das Anliegen der Bundesregierung durch 
eine verbesserte Anerkennung von auslän-
dischen Qualifikationen die Integration von 
Migranten/innen zu fördern, ist zu begrüßen. 
Es ist sowohl aus volkswirtschaftlicher als 

auch aus integrationspolitischer Sicht nicht 
hinnehmbar, dass im Ausland erworbene 
Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt nicht 
die Akzeptanz erlangen, die sie aufgrund 
der vorhandenen Kompetenzen verdienen. 
Es müssen daher Wege gefunden werden, 
ausländische Qualifikationen für den Ar-
beitsmarkt transparent und damit verwertbar 
zu machen. Dies setzt voraus, dass die hin-
ter den Qualifikationen stehenden Kompe-
tenzen sichtbar gemacht werden.  
 
 
Ergänzend zu Äquivalenzverfahren indi-
viduelle Kompetenzfeststellungen ermög-
lichen 
 
In Deutschland spielen nach wie vor Ab-
schlüsse bzw. formale Qualifikationen eine 
zentrale Rolle auf dem Arbeitsmarkt. Das 
Vorhandensein einer entsprechenden for-
malen Qualifizierung ist häufig faktisch aus-
schlaggebend für den Zugang zum Arbeits-
markt – unabhängig davon, ob es sich um 
einen reglementierten Beruf handelt oder 
keine formalen Zugangsbeschränkungen 
bestehen. Es ist daher sinnvoll, ein formales 
Anerkennungsverfahren an dem deutschen 
Qualifizierungssystem auszurichten. Dies 
führt in der Regel zu einem Äquivalenzver-
gleich der ausländischen Qualifikation mit 
der entsprechenden deutschen Qualifikati-
on. Dies ist aber nur sinnvoll, wenn eine ge-
wisse inhaltliche Übereinstimmung der Qua-
lifikationen besteht und dies durch das Ver-
fahren dokumentiert werden kann. Bei vielen 
ausländischen Qualifikationen kann davon 
nicht ausgegangen werden. Falls aber keine 
ausreichende Übereinstimmung vorliegt, 
führt ein Äquivalenzverfahren dazu, dass 
überwiegend Defizite im Vergleich zu der 
deutschen Qualifikation festgestellt werden. 
Eine formale Anerkennung der Gleichwer-
tigkeit ist dann nur möglich, wenn entspre-
chende Nachqualifizierungsmaßnahmen er-
folgen. Dies kann den Zugang zum Arbeits-
markt erheblich verzögern, obwohl ggf. 
Kompetenzen vorhanden sind, die für den 
Arbeitsmarkt relevant sind. Es erscheint da-
her für diesen Fall sinnvoll, nicht ausschließ-
lich die Defizite im Vergleich zu der deut-
schen Qualifikation festzustellen und den 
Anpassungsqualifizierungsbedarf zu ermit-
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teln, sondern zusätzlich die vorhandenen 
Kompetenzen zumindest festzustellen und 
zu dokumentieren – unabhängig von einer 
formalen Anerkennung der Gleichwertigkeit. 
Dies kann nur im Rahmen eines individuel-
len Kompetenzfeststellungsverfahren ge-
schehen z. B. durch Interviews oder Ar-
beitsproben. Derartige Verfahren sind in 
Deutschland noch nicht etabliert, gewinnen 
aber zunehmend an Bedeutung z. B. auch 
für die Feststellung informell und non-formal 
erworbener Kompetenzen. Entsprechende 
Verfahren haben auch den Vorteil, dass 
Kompetenzen dokumentiert werden können, 
die Bestandteil der ausländischen Qualifika-
tion sind, im Rahmen der vergleichbaren 
deutschen Qualifikation aber nicht erworben 
werden. Diese können für den Arbeitgeber 
relevant und für eine ‚Beschäftigung aus-
schlaggebend sein. Ein Anerkennungsver-
fahren muss daher neben dem üblichen Ä-
quivalenzvergleich die Möglichkeit bieten, 
Kompetenzen auch unabhängig von einer 
deutschen Qualifikation dokumentieren zu 
können. Das Ergebnis einer entsprechenden 
Kompetenzfeststellung kann dann die 
Grundlage für Nachqualifizierungsmaßnah-
men sein, die zu einer formalen Anerken-
nung führen. Durch die Feststellung der 
Kompetenzen kann bei Bedarf aber auch ein 
direkter Einstieg in den Arbeitsmarkt ermög-
licht werden. Befürchtungen, dass damit 
deutsche berufliche Qualifizierungen entwer-
tet werden oder ein paralleles Qualifizie-
rungssystem geschaffen wird, sind unbe-
gründet. Im Rahmen eines Kompetenzfest-
stellungsverfahren wird gerade nicht die 
Gleichwertigkeit mit deutschen Abschlüssen 
geprüft, sondern lediglich dokumentiert, über 
welche Kompetenzen eine Person verfügt, 
die über keine einem deutschen Abschluss 
vergleichbare, sondern ganz anders struktu-
rierte Qualifikation verfügt. Ziel des Verfah-
rens muss es sein, ausländische Qualifikati-
onen, die nicht unmittelbar mit deutschen 
Qualifikationen verglichen werden können, 
dennoch nutzbar zu machen – auch ohne 
aufwändige Nachqualifizierungen. 
 
 
Einheitliche Bewertungskriterien gewähr-
leisten 
 

Wie von der Bundesregierung vorgesehen 
müssen für ein zukünftiges Anerkennungs-
verfahren einheitliche Kriterien für die Be-
wertung und Entscheidung gelten und Ent-
scheidungen bzw. Gutachten bundesweit 
verbindlich sein. Es ist für den Arbeitsmarkt 
nicht nachvollziehbar, dass eine bestimmte 
Qualifikation in unterschiedlichen Bundes-
ländern oder sogar Teilregionen eines Bun-
deslandes unterschiedlich bewertet wird. 
Vielmehr schwächt es das Vertrauen in ent-
sprechende Bewertungen und fördert einen 
„Anerkennungstourismus“. Wenn einmal von 
einer zuständigen Stelle eine Bewertung er-
folgt ist, muss diese bundesweit anerkannt 
werden. Die jeweils zuständigen Stellen 
müssen so weit wie möglich gewährleisten, 
dass einheitliche Entscheidungen getroffen 
werden. Hierzu sind Unterstützungsinstru-
mente wie z. B. die im Aufbau befindliche 
Informations- und Datenbank erforderlich. 
 
 
Auf bestehenden Zuständigkeiten auf-
bauen 
 
Grundsätzlich besteht kein Erfordernis, die 
derzeitigen Zuständigkeiten zu ändern. Die 
entsprechenden zuständigen Stellen verfü-
gen über die erforderliche Expertise, die ei-
ne übergeordnete Stelle im Zweifel nicht 
gewährleisten kann. Verbessert werden 
muss aber die Information über die jeweils 
zuständigen Stellen. Gerade aufgrund der 
Unübersichtlichkeit der Zuständigkeiten 
muss es Anlaufstellen geben, die den betrof-
fenen Personen den richtigen Weg weisen. 
Für neu zuwandernde Migranten/innen sollte 
dies so früh wie möglich erfolgen, nach 
Möglichkeit noch im Ausland, spätestens je-
doch im Rahmen der Erstberatung in 
Deutschland. Für bereits in Deutschland le-
bende Migranten/innen sind insbesondere 
die Agenturen für Arbeit eine wichtige erste 
Anlaufstelle. 
 
Individuell über Ergänzungs- und Anpas-
sungsqualifizierungen entscheiden 
 
Das in den Eckpunkten der Bundesregie-
rung skizzierte Verfahren sieht den Ausbau 
der Möglichkeiten für Ergänzungs- und An-
passungsqualifizierungen vor. Dies kann 
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sinnvoll sein, um Qualifikationsdefizite aus-
zugleichen. Ob durch entsprechende Quali-
fizierungsmaßnahmen generell die Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt verbessert werden, ist 
jedoch zweifelhaft. Entscheidend ist immer 
der individuelle Qualifizierungsbedarf. Auch 
bei einer Qualifikation, die nur teilweise der 
deutschen Qualifikation entspricht, kann ei-
ne Verwertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt 
möglich sein, wenn die vorhandenen Kom-
petenzen aussagekräftig dokumentiert wer-
den. Wenn in einem Anerkennungsverfah-
ren festgestellt wird, dass eine ausländische 
Qualifikation zwar hinter dem Niveau der 
vergleichbaren deutschen Qualifikation zu-
rück bleibt, die erworbenen Kompetenzen 
aber ausreichen, um eine Beschäftigung zu 
finden, sollte zunächst die Integration in den 
Arbeitsmarkt im Vordergrund stehen. Ob 
nachträglich eine Anpassungs- bzw. Nach-
qualifizierung erforderlich bzw. sinnvoll ist, 
muss dann individuell vor Ort entschieden 
werden. Eine pauschale Lösung ist grund-
sätzlich nicht sinnvoll. Das von der Bundes-
regierung vorgegebene Ziel, jeder Person 
mit ausländischer Qualifizierung nachträg-
lich das Erreichen eines deutschen Berufs-
abschlusses bzw. einer vergleichbaren Qua-
lifikation zu ermöglichen, erscheint zu ambi-
tioniert und für eine bessere Integration nicht 
in jedem Fall erforderlich. Nicht jeder muss 
durch einen Kurs- oder Prüfungsparcours 
geschleust werden bis er in eine deutsche 
Berufsschablone passt. Erforderliche An-
passungsqualifizierungen sollten daher auch 
nicht mit dem Anerkennungsverfahren un-
mittelbar verknüpft, d.h. keineswegs unmit-
telbar und ausschließlich von der zuständi-
gen Stelle durchgeführt werden. Wie bei ver-
gleichbaren Maßnahmen in der Weiterbil-
dung üblich, sollten auch andere Bildungs-
träger die Möglichkeit erhalten, entspre-
chende Qualifizierungsmaßnahmen anzu-
bieten.  
 
Kosten minimieren 
 
Völlig ungeklärt in den Eckpunkten ist, wer 
die Kosten des Verfahrens tragen soll. 
Wenn in Zukunft jede Person mit ausländi-
schem Bildungsabschluss, die sich recht-
mäßig und dauerhaft in Deutschland aufhält, 
Anspruch auf ein individuelles Gleichwertig-

keitsgutachten haben soll, werden hierfür 
enorme personelle Ressourcen benötigt, die 
gegenwärtig nicht vorhanden sind. Dies gilt 
auch für den Fall, dass - wie Erfahrungen 
bei der Gruppe der Spätaussiedler zeigen - 
nur 25 % der Berechtigten eine Anerken-
nung anstreben. Bevor neue aufwändige 
Bürokratien und Strukturen geschaffen wer-
den, sollte zumindest in einer Anfangsphase 
versucht werden, mit möglichst wenig zu-
sätzlichen Kapazitäten die Verfahren zu ge-
währleisten - solange bis man einschätzen 
kann wie hoch das Antragsaufkommen tat-
sächlich ist. Für die Bewertung werden in 
der Regel Gebühren fällig werden, die von 
den Migranten/innen zu tragen sind. Dabei 
muss die Verhältnismäßigkeit gewahrt sein. 
Im Einzelfall können Unterstützungsmaß-
nahmen geprüft werden. Da es sich bei der 
Integration um eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe handelt, müssen entsprechende 
Maßnahmen steuerfinanziert werden. 
 
 


